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ARBEITSBEDINGUNGEN UND LÖHNE

Erste Hilfe fürs Tarifsystem
Die Tarifbindung geht seit Jahren zurück. Politische Unterstützung ist gefragt. 
Dafür gibt es verschiedene Ansatzpunkte.

Was geht den Staat das Tarifsystem an? Ist es nicht Sache 
der Gewerkschaften und Arbeitgeber, sich über Löhne und 
Arbeitsbedingungen zu einigen, juristisch gesprochen: ein 
Fall für die Privatautonomie? Dieser Sichtweise halten die 
WSI-Experten Martin Behrens und Thorsten Schulten ent-
gegen: Das Tarifsystem ist mehr als die Summe einzel-
ner privater Verträge, nämlich „eine Art öffentliches Gut“, 
von dem die Gesellschaft als Ganzes profitiert. Es gehe um 
die „Ordnung und Befriedung der Arbeitsbeziehungen, 
die gerechte Verteilung des erwirtschafteten Reichtums, 
die Steigerung von Produktivität, die Vermeidung von 
Schmutzkonkurrenz sowie die Senkung von Transaktions-
kosten“. Kurz: um sozialen Frieden und Wohlstand durch 
wirtschaftlichen Erfolg. Daher sieht die aktuelle Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts vor, dass der Staat 
die Aufgabe hat, die Funktionsfähigkeit der Tarifautono-
mie sicherzustellen, so Behrens und Schulten. Auch die EU 
sieht ihre Mitgliedsstaaten in der Pflicht, ihr Tarifvertrags-
system mit konkreten Aktionsplänen zu stärken – sofern 
es in einem Land weniger als 80 Prozent der Beschäftigten 
erfasst. Und das ist in Deutschland seit längerem der Fall. 
Nur noch für gut die Hälfte der Beschäftigten gilt ein Tarif-
vertrag. 

In der Diskussion ist eine Reihe von Maßnahmen, die 
dem Tarifsystem wieder zu mehr Geltung verhelfen könn-
ten. Behrens und Schulten unterscheiden Ansätze der Revi-
talisierung von unten und von oben. „Von unten“ heißt: die 
Mitgliederbasis stärken, also Anreize für Beschäftigte schaf-
fen, Gewerkschaften beizutreten, und Unternehmen dazu 

bringen, sich Arbeitgeberverbänden anzuschließen und 
sich an die von ihnen ausgehandelten Tarife zu halten. 

Ein zusätzlicher Anreiz für die Gewerkschaftsmitglied-
schaft könnte – sofern man unterstellt, dass Menschen in 
erster Linie nach Kosten-Nutzen-Kalkülen handeln – in einer 
besseren steuerlichen Absetzbarkeit des Gewerkschafts-
beitrags bestehen. Der Beitrag würde dann nicht einfach in 
den allgemeinen Werbungskosten untergehen, sondern zu 
einer zusätzlichen Steuerersparnis führen, wie es zum Bei-
spiel Spenden tun. Abgesehen von offenen steuerrecht-
lichen Fragen ist jedoch ungeklärt, wie stark ein solcher 
Ansatz wirken würde. Denn die wenigen Forschungsergeb-
nisse, die zu diesem Thema vorliegen, deuten eher darauf 
hin, dass solche Nutzen-Abwägungen nicht ausschlagge-
bend sind, wenn sich Menschen für die Mitgliedschaft in ei-
ner Gewerkschaft entscheiden. 

Ein anderer Vorschlag sieht vor, Tarifgehälter steuerlich 
zu privilegieren. Das würde allerdings Beschäftigte in tarif-
losen Unternehmen benachteiligen – selbst wenn sie in der 
Gewerkschaft sind. Das führt zu der Idee der Differenzie-
rungsklauseln: Gewerkschaften könnten für ihre Mitglieder 
bessere Bezahlung und Arbeitsbedingungen aushandeln als 
für Nichtmitglieder und so den Beitritt attraktiver machen. 
Das funktioniert natürlich nur dort, wo es schon Tarifver-
träge gibt, und die damit verbundenen Probleme sind viel-
fältig. So haben die Arbeitgeber kein Interesse daran, mehr 
Beschäftigte in die Gewerkschaften zu locken, und werden 
die übrigen Beschäftigten deshalb gleich behandeln. Oder 
sie könnten versucht sein, „mit unlauteren Mitteln“ den An-
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teil der Gewerkschaftsmitglieder an der Belegschaft gering 
zu halten. Hinzu kommen Datenschutzfragen. Da niemand 
seinem Arbeitgeber eine Gewerkschaftszugehörigkeit of-
fenlegen muss, müsste ein Treuhänder eingeschaltet wer-
den, der die Bezahlung übernimmt. 

Der Staat kann nicht nur Anreize für eine Gewerkschafts-
mitgliedschaft setzen, sondern auch, „von oben“, mit ver-
bindlichen Regeln die Tarifbindung fördern. Das hat er in 
der jüngeren Vergangenheit bereits getan. Etwa mit dem 
Tarif autonomiestärkungsgesetz von 2014, das die Möglich-
keit für eine Allgemeinverbindlicherklärung (AVE) deutlich 
erleichtern sollte. Allerdings war diese Reform kaum wirk-
sam, da die Arbeitgeber nach wie vor mehrere Veto-Posi-
tionen haben, um eine AVE zu verhindern. Dementspre-
chend besteht hier nach wie vor Regelungsbedarf, um 
tatsächlich mehr allgemeinverbindliche Tarifverträge zu er-
möglichen. Darüber hinaus geht es auch um eine „Renais-
sance umfassender Tariftreuevorgaben“. In immer mehr 
Bundesländern wird die Vergabe öffentlicher Aufträge 
an die Einhaltung von Tarifverträgen geknüpft. Mit einem 

„Bundes tariftreuegesetz“ will nun auch der Bund eine ent-
sprechende Regelung einführen. Solche Maßnahmen wei-
sen laut Behrens und Schulten „den Vorteil auf, dass sie 
unmittelbar wirken und somit das gewünschte Verhalten di-
rekt steuern können“. 

Insgesamt kommen Behrens und Schulten in ihrer Ana-
lyse zu dem Schluss, dass zwischen staatlichen Eingriffen 
und Tarifautonomie kein grundsätzlicher Widerspruch be-
steht, „denn ohne die Stützung durch staatliche Akteure 
– sei es in Form direkter Vorgaben für die Geltung von Ta-
rifnormen, sei es über die Stärkung der tarifschließenden
Koalitionen selbst – dürfte die Bereitstellung eines funkti-
onsfähigen Tarifsystems kaum möglich sein“. Dass eine un-
gebremste Erosion des Tarifsystems negative Folgewirkun-
gen hat, die „weit über die individuellen Einkommen der
abhängig Beschäftigten hinausweisen“, sei etwa in den
USA zu beobachten.<

Quelle: Martin Behrens, Thorsten Schulten: 
Das Verhältnis von Staat und Tarifautonomie,  
WSI-Mitteilungen 3/2023 Link zur Studie

INTERESSENVERTRETUNG

Eine Arbeitskammer für alle?
Gewerkschaften kümmern sich um die Interessen von Beschäftigten. 
Arbeitskammern könnten sie dabei unterstützen.

terreich – auch in Deutschland sinnvoll wäre. Im österrei-
chischen Modell bilden Betriebsräte, Arbeitskammern und 
Gewerkschaften drei Säulen der Interessenvertretung, 
schreiben Schulten und Behrens. Dabei bleibe es die origi-
näre Aufgabe der Gewerkschaften, die Verteilungs- und Par-
tizipationsansprüche der Beschäftigten im Rahmen von Ta-
rifverhandlungen durchzusetzen und ihnen notfalls auch mit 
Streiks Nachdruck zu verleihen.

Die SPD in Nordrhein-Westfalen hat in ihrem Wahlpro-
gramm zur Landtagswahl 2017 gefordert, „gemeinsam mit 
den Gewerkschaften und unter Wahrung ihrer Tarifhoheit  
die Einrichtung einer Arbeitskammer nach dem Vorbild des 
Saarlandes zu prüfen“. In Thüringen sieht der aktuelle Ko-
alitionsvertrag der rot-rot-grünen Landesregierung vor, die 
Einrichtung einer Arbeitskammer „unter Einbeziehung der 
Gewerkschaften“ zu prüfen.

Der Einfluss der Gewerkschaften könnte durch Arbeits-
kammern gestärkt werden, betonen die Wissenschaftler. 
Zum einen würden zusätzliche Ressourcen für die Interes-
senvertretung der Beschäftigten mobilisiert. Zum anderen 
könnten Gewerkschaften eigene Kräfte stärker auf Kernbe-
reiche wie Organisation und Tarifpolitik konzentrieren. Profi-
tieren würden vor allem Beschäftigte, die sonst nur schwer 
erreicht werden, weil sie in Kleinbetrieben, Branchen mit ge-
ringer Tarifbindung oder prekären Verhältnissen arbeiten.<

Quelle: Thorsten Schulten, Martin Behrens: Neue Institutionen braucht das Land, Arbeitskam-
mern als Antwort auf die zunehmende Vertretungslücke in den deutschen Arbeitsbeziehungen?, 
WSI-Mitteilungen 3/2023 Link zur Studie

Arbeitskammern könnten das bestehende System der Ar-
beitsbeziehungen ergänzen. Sie stünden nicht in Konkur-
renz zu den Gewerkschaften, sondern würden diese stär-
ken, heißt es in einer Analyse von Thorsten Schulten und 
Martin Behrens vom WSI.

Eine Arbeitskammer ist eine öffentlich-rechtliche Ein-
richtung, die die Interessen der Beschäftigten vertritt. Die 
Idee stammt aus der Mitte des 19. Jahrhunderts. Die ersten 
Arbeitskammern sollten ein Gegengewicht „zur Übermacht 
der Kapitalseite“ bilden. Freiwillige Interessenvertretungen 
waren bis Ende des 19. Jahrhunderts sowohl auf Arbeitge-
ber- als auch auf Beschäftigtenseite kaum vorhanden. 1920 
wurde in Österreich erstmals ein nationales System von Ar-
beitskammern gesetzlich verankert. Luxemburg folgte 1924. 
In Deutschland wurde 1921 eine Arbeitskammer in Bremen 
gegründet, während im Saarland 1925 zunächst eine von 
Beschäftigten und Unternehmen gemeinsam getragene Ar-
beitskammer entstand, die Anfang der 1950er-Jahre in eine 
reine Arbeitnehmervertretung umgewandelt wurde.

Arbeitskammern haben die Aufgabe, die Beschäftigten 
zu beraten und gegenüber der Politik zu vertreten. Das breit 
gefächerte Beratungsangebot richtet sich an alle Kammer-
mitglieder und darüber hinaus auch an Arbeitslose. Die Mit-
gliedschaft ist in der Regel für alle Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer im Zuständigkeitsbereich der Kammer ver-
pflichtend. 

In jüngster Zeit wird verstärkt diskutiert, ob die flächen-
deckende Einrichtung von Arbeitskammern – wie in Ös-
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